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1 Allgemeines 

Die Versicherungswirtschaft begrüßt den Vorschlag des Bundesministeri-

ums der Finanzen, die aufsichtsrechtlichen Regelungen der Zweiten Zah-

lungsdiensterichtlinie (PSD 2) im Wesentlichen durch eine vollständige 

Neufassung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes umzusetzen. Dies 

trägt ganz wesentlich zu Rechtsklarheit und Transparenz für die Anwen-

der bei. 

 

Wie bedauern allerdings die sehr kurze und über den Jahreswechsel an-

gelegte Stellungnahmefrist zum Referentenentwurf. Eine umfassende 

Prüfung der Regelungen war hierdurch in unseren Mitgliedsunternehmen 

leider noch nicht möglich, so dass wir uns zunächst auf die nachfolgenden 

Anmerkungen beschränken möchten. 

 

 

2 Grundsätzliche Anmerkungen zu §§ 16, 36 ZAG-E (Absicherung 

für den Haftungsfall) 

 

In den §§ 16 und 36 des ZAG-E soll Artikel 5 Absatz 2 der Zweiten Zah-

lungsdiensterichtlinie umgesetzt werden. Danach müssen Zahlungsauslö-

sedienstleister und Kontoinformationsdienstleister für die künftig notwen-

dige Erlaubnis bzw. Registrierung eine Berufshaftpflichtversicherung oder 

eine andere gleichwertige Garantie abschließen und während der Dauer 

ihrer Tätigkeit aufrechterhalten. Hierüber sollen unter anderem die sich 

aus § 676a BGB-neu ergebenden Regressansprüche der kontoführenden 

Zahlungsdienstleister abgesichert werden. Ohne eine entsprechende Ab-

sicherung für den Haftungsfall soll ein Zahlungsauslösedienst nicht er-

laubnisfähig (§ 12 Nummer 10 ZAGE), ein Kontoinformationsdienst nicht 

registrierungsfähig (§ 35 Nummer 2 ZAGE) sein. 

 

Vor dem Hintergrund, dass eine Verfügbarkeit entsprechender Versiche-

rungsprodukte auf dem Versicherungsmarkt für die Zulassung und Exis-

tenz der neuen Zahlungsdienstleister nach diesen Regelungen essentiell 

sein wird, hat sich der GDV in den vergangenen Monaten bereits intensiv 

mit möglichen Hindernissen und erforderlichen Rahmenbedingungen für 

eine solche Absicherung befasst und entsprechende Anmerkungen vor 

Verabschiedung der PSD 2 sowie im Rahmen der Konsultationen zur Er-

stellung der Leitlinien der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde nach 

Artikel 5 Absatz 4 der PSD 2 kommuniziert. Diese sind nach wie vor aktu-

ell und sollten auch bei der Richtlinienumsetzung in nationales Recht Be-

rücksichtigung finden: 
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Nach wie vor kann nicht abgeschätzt werden, ob auf dem deutschen 

Markt zukünftig ausreichende und bezahlbare Versicherungskapazität für 

Zahlungsauslöse- und Kontoinformationsdienste zur Verfügung stehen 

wird. Dies hat verschiedene Gründe. Zu nennen sind insbesondere: 

 

• Für die Einschätzung des Haftungsrisikos wesentliche Faktoren 

sind derzeit noch unklar bzw. hängen vom jeweiligen Dienstleister 

ab (z.B. die technische Ausgestaltung der Kontoschnittstelle zu 

den kontoführenden Zahlungsdienstleistern, das individuelle Si-

cherheitsniveau der IT-Infrastruktur des jeweiligen Drittdienstleis-

ters sowie die Frage, ob Authentifizierungsinformationen, die vom 

kontoführenden Zahlungsdienstleister ausgegeben wurden, an den 

Drittdienstleister weitergegeben werden). Wichtig ist hierbei fest-

zuhalten, dass eine Versicherung kein Surrogat für unzulängliche 

oder gar fehlende technische Sicherheitsvorkehrungen sein kann. 

Es muss das Motto gelten: „Sichern statt versichern“.   

  

• Das Haftungsrisiko von Zahlungsauslöse- und Kontoinformations-

diensten wird grundsätzlich als hoch eingeschätzt. So können ins-

besondere Hackerangriffe zu Großschäden von derzeit nicht ab-

schätzbarem Umfang führen (z.B. massenhafte Auslösung von 

Zahlungen bei kontoführenden Zahlungsdienstleistern, Datendieb-

stahl), die die Versicherbarkeit möglicherweise in Frage stellen.  

 

• Zudem sehen die Haftungsregelungen des § 676 a i.V.m. §§ 675u, 

675y und 675z BGB-neu eine sehr strenge verschuldensunabhän-

gige Haftung vor.  

 

• Problematisch ist, dass es sich um ein neues Risiko handelt, zu 

dem es noch keinerlei Underwriting- und Schadenerfahrung gibt. 

Dies führt dazu, dass die Risikobewertung, die jeder Versicherer 

vor der Übernahme eines Risikos vorzunehmen hat, äußerst 

schwierig ist.  

 

• Zweifelhaft ist zudem, ob künftig eine signifikante Anzahl von Zah-

lungsauslöse- und Kontoinformationsdiensten eine Berufshaft-

pflichtversicherung abschließen würden. Eine bestimmte Anzahl 

von Risiken ist aber grundsätzlich notwendige Voraussetzung, um 

einen ausreichenden Risikoausgleich im Portfolio der Versicherer 

zu gewährleisten.  
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3  Notwendige Rahmenbedingungen für eine Berufshaftpflicht-

versicherung nach § 16 und § 36 ZAG-E 

 

Die Verordnungsermächtigung gemäß § 16 Absatz 5 Satz 1 bzw. § 36 

Absatz 4 Satz 1 ZAG-E sollte wie folgt erweitert werden:  

 

(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung Umfang und Inhalt der erforderlichen Absi-

cherung im Haftungsfall zu bestimmen und, soweit dies erfor-

derlich ist, um bei einer Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

einen hinreichenden Schutz der kontoführenden Zahlungsdienst-

leister oder Zahlungsdienstnutzer sicherzustellen, auch die Min-

destdeckungssumme und Obergrenzen für die erforderliche Absi-

cherung im Haftungsfall präzisieren; es kann diese Ermächtigung 

durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt 

übertragen. 

 

Begründung: Um das im Rahmen einer Haftpflichtversicherung übernom-

mene Risiko einschätzbar und kalkulierbar zu machen, muss der Haft-

pflichtversicherer Deckungsbegrenzungen vereinbaren können. Dieser 

Grundsatz liegt der gesetzlichen Regelung des §114 VVG und vielen spe-

zialgesetzlichen Regelungen zu Grunde (etwa §51 BRAO, § 9 FinVermV, 

§ 54 WPO). Dieser Grundsatz gilt umso mehr, wenn es sich wie hier 

um ein völlig neues und daher unbekanntes Risiko handelt, das mit 

einem erheblichen Großschaden- und Kumulrisiko einhergeht.  

 

Im Sinne der Rechtssicherheit sollte daher in der Verordnung klargestellt 

werden, dass folgende Regelungen im Versicherungsvertrag möglich sind:   

- die Begrenzung der Jahreshöchstleistung  

- die Vereinbarung einer Serienschadenklausel  

- die Begrenzung der Nachhaftung  

- ein angemessener Selbstbehalt  

- die Anwendung risikorelevanter Ausschlüsse. Kein Versicherungs-

schutz kann im Rahmen einer Haftpflichtversicherung insbesonde-

re für Vorsatz und wissentliche Pflichtverletzung geboten werden.  

 

Sollen diese Klarstellungen nicht in der Rechtsverordnung vorgenommen 

werden, so müsste eine entsprechende Regelung in § 16 bzw. § 36 ZAG 

direkt erfolgen.  
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4 Weitere Anmerkungen zu § 16 und § 36 ZAG-E 

 

4.1  Zu § 16 Absatz 1 ZAG-E 

 

Es wird vorgeschlagen, § 16 Absatz 1 Satz 2 wie folgt zu formulieren:  

 

Die Berufshaftpflichtversicherung oder die andere gleichwertige 

Garantie hat sich auf die Gebiete, in denen der Zahlungsauslöse-

dienstleister seine Dienste anbietet, zu erstrecken und muss die 

sich für den Zahlungsauslösedienstleister ergebende Haftung für 

Vermögensschäden gemäß den Vorschriften des Bürgerlichen 

Gesetzbuches abdecken.  

 

Begründung: Die Pflichtversicherung sollte sich ausdrücklich nur auf Ver-

mögensschäden beziehen. Die etwaige Erstreckung auch auf Personen-/ 

Sachschäden scheint nicht erforderlich. Insbesondere dürfte das Betriebs-

stättenrisiko gering sein.  

 

4.2 Zu § 16 Absatz 2 ZAG-E 

 

Es wird vorgeschlagen, sich bei der Ausgestaltung des § 16 Absatz 2 an 

der Formulierung des § 10 Absatz 2 Finanzanlagenvermittlungsverord-

nung (FinVermV) zu orientieren. Soweit die Absicherung des Haftungsfal-

les durch eine Berufshaftpflichtversicherung erbracht wird, sind darüber 

hinaus die Vorschriften des VVG zu beachten. 

 

a) § 16 Absatz 2 Satz 2 sollte wie folgt formuliert werden:  

 

In der Abrede ist das Versicherungsunternehmen oder Kreditinsti-

tut zu verpflichten, der Bundesanstalt den Beginn und die Been-

digung oder Kündigung der Berufshaftpflichtversicherung oder an-

deren gleichwertigen Garantie, gegebenenfalls erst nach Ablauf 

der Frist des § 38 Absatz 3 Satz 3 des Versicherungsvertrags-

gesetzes, sowie jede Änderung des Versicherungsvertrages oder 

der Abrede zur gleichwertigen Garantie, die die vorgeschriebene 

Absicherung im Verhältnis zu Dritten für den Haftungsfall beein-

trächtigt, unverzüglich mitzuteilen.  

 

Begründung: Es ist davon auszugehen, dass das Institut, das Zahlungs-

auslösedienste oder Kontoinformationsdienste erbringt, im Rahmen des 

Erlaubnis- bzw. Registrierungsverfahrens einen entsprechenden Nach-

weis vorzulegen hat. Gemäß § 113 II VVG hat der Versicherer dem Versi-

cherungsnehmer eine Versicherungsbestätigung auszustellen. Diese Ver-
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sicherungsbestätigung enthält üblicherweise auch die Information zum 

Beginn des Versicherungsschutzes. Die Anzeige des Beginns durch den 

Versicherer bei der Bundesanstalt ist daher überflüssig. 

 

Werden im Versicherungsvertrag oder in der Abrede Änderungen vorge-

nommen, die nicht den Schutz des Dritten beeinträchtigen, sondern nur 

die Vertragsparteien, besteht kein Grund, dass diese der Erlaubnisbehör-

de mitzuteilen sind.  

 

b) Absatz 2 sollte entsprechend der Regelung des § 10 Absatz 2 

FinVermV um folgenden Satz ergänzt werden:  

 

Die zuständige Behörde hat dem Versicherungsunternehmen das 

Datum des Eingangs der Anzeige nach Satz 2 mitzuteilen. 

 

Begründung: Wegen der Wirkung des § 117 Absatz 2 VVG hat der Versi-

cherer ein berechtigtes Interesse daran zu erfahren, wann die Anzeige bei 

der Bundesanstalt eingegangen ist und die Frist des § 117 Absatz 2 Satz 

1 VVG zu laufen beginnt.  

 

4.3  Zu § 16 Absatz 3 ZAG-E 

 

§ 16 Absatz 3 Satz 1 sollte entweder gestrichen oder wie folgt gefasst 

werden:  

 

(3) In den Fällen des § 115 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 des 

Versicherungsvertragsgesetzes erteilt die Bundesanstalt erteilt 

Dritten zur Geltendmachung von Haftungsansprüchen auf Antrag 

Auskunft über den Namen und die Adresse des Versicherungsun-

ternehmens oder Kreditinstituts sowie der Vertragsnummer, soweit 

das Unternehmen, das den Zahlungsauslösedienst erbringt, kein 

überwiegendes schutzwürdiges Interesse an der Nichterteilung der 

Auskunft hat.  

 

Begründung: Die Regelung in § 16 Absatz 3 ZAG-E entspricht den Rege-

lungen der BRAO bzw. WPO. Die Anspruchskonstellation ist in ihrer 

Tragweite aber nicht vergleichbar. Denn die Institute haben voraussicht-

lich weitaus mehr „Kunden“, die möglicherweise geschädigt sein könnten. 

Der Versicherer müsste sich daher ggf. mit einer sehr großen Zahl von 

Anspruchstellern auseinandersetzen. Diese Pflicht obliegt aber zunächst 

dem Institut. Die Schadenabteilung eines Berufshaftpflichtversicherers ist 

auf solche Massefälle typischerweise nicht spezialisiert. Notwendig und 

gerechtfertigt wäre die Auskunft tatsächlich auch allenfalls in den Fällen 
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des § 115 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 des Versicherungsvertragsge-

setzes.  

 

4.4 Zu § 16 Absatz 5 und § 36 Absatz 4 ZAG-E 

 

Es wird vorgeschlagen, den letzten Satz wie folgt zu formulieren: 

 

Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die Verbände der Institute 

und Versicherungsunternehmen anzuhören. 

 

Begründung: Es scheint sinnvoll, die Verbände der Versicherungsunter-

nehmen einzubeziehen, wenn es um den Versicherungsschutz geht.  

 

4.5  Zu § 16 Absatz 6 ZAG-E 

 

Eine weitergehende Absicherung über die Pflichtversicherung hinaus ist 

auch ohne diese Regelung zulässig. Es wird daher vorgeschlagen, diesen 

Absatz zu streichen, da er überflüssig ist. Entsprechende wäre die Bezug-

nahme auf diesen Absatz in § 36 Absatz 3 zu streichen.  

 

 

 

Berlin, den 04.01.2017 


